
und den sozialistischen Staat bedeutungsvolle Aus­
übung des Mitbestimmungs- und Mitgestaltungsrechts 
in allen gesellschaftlichen Angelegenheiten.
Das Entmündigungsverfahren muß von diesen weittra­
genden Folgen ausgehen. Es muß berücksichtigen, daß 
erstens im Verfahren ein Bürger Partei ist, der mög­
licherweise die Folgen seines Handelns nicht oder nicht 
voll zu übersehen vermag und daher der besonderen 
verfahrensmäßigen Hilfe bedarf, und daß zweitens das 
Gericht, da es allein nicht in der Lage ist, den psy­
chischen Zustand als wichtige Voraussetzung für seine 
Entscheidung einzuschätzen, in jedem Falle die Hilfe 
des Psychiaters braucht.
Die hohen Anforderungen, die an das Entmündigungs­
verfahren zu stellen sind, rechtfertigen aber nicht die 
Dreistufigkeit der gegenwärtigen Regelung (Beschluß­
verfahren beim Kreisgericht, erstinstanzliches Anfech­
tungsverfahren beim Bezirksgericht, Berufungsverfah­
ren beim Obersten Gericht). Das Entmündigungsverfah­
ren des neuen Verfahrensrechts ist deshalb wie alle 
anderen Verfahren zweistufig angelegt.
Zur Gewährleistung der verfassungsmäßigen Rechte des 
Bürgers, in die mit der Entmündigung eingegriffen 
wird, ist die Befugnis, ein Entmündigungsverfahren edn- 
zuleiten, nur dem Rat des Kreises und dem Staatsanwalt 
einzuräumen. Bezüglich des Antragsrechts des Rates 
des Kreises ist davon auszugehen, daß dieser über seine 
Einrichtungen des Gesundheitswesens auch diejenigen 
Bürger betreuen kann, bei denen sich eine krankhafte 
Störung der Geistestätigkeit entwickelt. Der Rat des 
Kreises ist deshalb am besten in der Lage, zu beurtei­
len, ob es neben anderen Maßnahmen (wie der befriste­
ten oder unbefristeten Unterbringung in einer Ein­
richtung für psychisch Kranke) zum Schutze des in 
seiner Geistestätigkeit Gestörten und dessen Umgebung 
notwendig ist, die Voraussetzungen für eine Entmün­
digung durch das Gericht prüfen zu lassen. Mit der 
Beschränkung des Kreises des Antragsberechtigten 
wird zugleich einem Mißbrauch der Entmündigung vor­
gebeugt und gesichert, daß vor der Entmündigung alle 
notwendigen Maßnahmen zur Wiederherstellung der 
Gesundheit eines psychisch Erkrankten eingeleitet wer­
den.
Der Entmündigungsantrag ist bei dem Kreisgericht zu 
stellen, in dessen Bereich der zu Entmündigende seinen 
Wohnsitz hat. Er ist dem zu Entmündigenden und bei 
Bestellung eines vorläufigen Vormunds gemäß § 99 
FGB auch diesem ziuzustellen.
Entsprechend dem Charakter des Verfahrens ist durch 
zwingende gesetzliche Regelung ziu sichern, daß Ent­
scheidungen nur nach vorhergehender fachärztlicher 
Untersuchung, schriftlichem Gutachten und der Ver­
nehmung des zu Entmündigenden in Gegenwart eines 
Facharztes für Psychiatrie unter Ausschluß der Öffent­
lichkeit ergehen können. Deshalb ist das Gericht be­
rechtigt, zur Vorbereitung der Verhandlung die Er­
stattung eines fachärztlichen Gutachtens und die dazu 
notwendige Untersuchung und Unterbringung des zu 
Entmündigenden in einer Einrichtung für psychisch 
Kranke bis zur Dauer von sechs Wochen anzuordnen.
Da der zu Entmündigende in der Regel von seinen 
nächsten Angehörigen persönlich und rechtlich betreut 
wird, ist diesem Personenkreis die Teilnahme an der 
Verhandlung zu gestatten. Damit wird dem Gericht 
die Möglichkeit eröffnet, ohne großen zusätzlichen Auf­
wand die Kenntnisse dieser Bürger für die Aufklärung 
des Sachverhalts zu nutzen und deren Verantwortungs­
bewußtsein für ihren psychisch erkrankten Angehöri­
gen zu stärken. Im Interesse der Sachaufklärung und 
zum Schutze der Gesundheit des zu Entmündigenden 
kann das Gericht aber auch einzelne Angehörige von

der Verhandlung aüsschließen. Unter Berücksichtigung 
der Spezifik des Verhandlungsgegenstandes werden 
damit und mit der sinngemäßen Anwendung der Be­
stimmungen des allgemeinen Verfahrens dem Gericht 
alle Mittel in die Hand gegeben, um in der Verhand­
lung eine der wirklichen Sachlage entsprechende Ent­
scheidung über den Entmündigungsantrag vorbereiten 
zu können.
Um die zügige Durchführung des Entmündigungsver­
fahrens zu sichern, ist innerhalb von vier Monaten über 
den Antrag zu entscheiden. Die Wirkung der Entmün­
digung tritt mit der Rechtskraft des Urteils ein.
Das Urteil ist dem zu entmündigenden Bürger, dem 
Rat des Kreises, dem Staatsanwalt und dem Staatlichen 
Notariat zuzustellen. Ein die Entmündigung ausspre­
chendes Urteil ist außerdem auch dem bestellten vor­
läufigen Vormund und den nächsten Angehörigen des 
von der Entmündigung Betroffenen zuzustellen. Dieser 
Personenkreis ist auch berechtigt, das die Entmündi­
gung aussprechende Urteil anzufechten. Der Kreis der 
Rechtsmittelberechtigten ist — zur Sicherung der ver­
fassungsmäßigen Grundrechte der Bürger — demnach 
größer als der Kreis der zur Einleitung des Verfahrens 
Berechtigten. Damit wird der Verantwortung, die die 
Angehörigen des von der Entmündigung Betroffenen 
sowie sein vorläufiger Vormund haben, Rechnung ge­
tragen. Diese Erwägungen treffen aber nur auf das 
Rechtsmittel gegen ein die Entmündigung aussprechen­
des Urteil zu.
Gleiche Erwägungen sind auch bei der Aufhebung der 
Entmündigung zu beachten. Auf das dabei zu beach­
tende Verfahren sind die Regeln des Entmündigungs­
verfahrens entsprechend anzuwenden.

Das Verfahren zur unbefristeten Einweisung psychisch 
Kranker und zur Aufhebung solcher Einweisungen

In diesem besonderen Verfahren geht es wie im Ent­
mündigungsverfahren um rechtliche Maßnahmen, die 
durch die psychische Erkrankung eines Bürgers notwen­
dig werden. Mit der unbefristeten Einweisung in eine 
Einrichtung für psychisch Kranke wird über die zum 
Schutze von Leben oder Gesundheit des Kranken oder 
zur Abwehr einer ernsten Gefahr für andere Personen 
oder für das Zusammenleben der Bürger notwendige, 
zeitlich nicht begrenzte Unterbringung entschieden.

Der materiell-rechtliche Tatbestand für eine solche 
Einweisung ist §11 Abs. 1 des Gesetzes über die Ein­
weisung in stationäre Einrichtungen für psychisch 
Kranke vom 11. Juni 1968 (GBl. I S. 273). Dieses Ge­
setz enthält auch die jetzt geltenden Verfahrensbestim­
mungen.
Mit der Neugestaltung des Entmündigungsverfahrens 
sind beide Regelungen in Übereinstimmung zu brin­
gen, und es ist — da der Ausgangspunkt sowie der zu 
klärende Sachverhalt beider Verfahren gleich ist — 
die Möglichkeit zu schaffen, in einem einheitlichen Ver­
fahren sowohl über die Entmündigung als auch über 
die unbefristete Einweisung zu entscheiden. In solchen 
Fällen ist für das Einweisungsverfahren das „Entmün­
digungsgericht“ zuständig. Beide Verfahren sind mit­
einander zu verbinden.
Die Verfahrensregelung kann gegenüber dem Einwei­
sungsgesetz vereinfacht werden, weil die Vorschriften 
über das Entmündigungsverfahren weitgehend auch 
auf das Einweisungsverfahren anwendbar sind.

Da sich die Notwendigkeit eines längeren Verbleibs in 
einer Einrichtung für psychisch Kranke aus dem durch 
eine befristete ärztliche Einweisung bedingten Aufent­
halt ergeben kann, wird der Kreis der Antragsberech­
tigten gegenüber dem Entmündigungsverfahren um
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